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Beschluss des Kreistages - Umsetzung des Schallschutzprogramms der 
FBB im Bereich der südlichen Start- und Landebahn des Verkehrsflughafens 
Berlin Brandenburg 

Sehr geehrter Herr Dr. Kaiinka, 

Sie haben mit Schreiben vom 05.01.2015 an die Landesregierung Brandenburg 
einen Beschluss des Kreistages Teltow-Fläming vom 15.12.2014 zur Umsetzung 
des Schallschutzes im Bereich der südlichen Start- und Landebahn anlässlich der 
Sanierung der nördlichen Start- und Landebahn am Flughafen Berlin-Schönefeld 
zur Kenntnis gegeben. Darin fordert der Kreistag Teltow-Fläming, dass die FBB 
GmbH die Nordbahn erst saniert, wenn der passive Schallschutz an der Südbahn 
vollständig hergestellt ist, oder alternativ die Zahlung einer Lärmrente durch die 
FBB an die Anspruchsberechtigten bei noch nicht vollständig umgesetzten Schall­
schutzvorrichtungen erfolgt. 

Der FBB GmbH wurde mit Bescheid vom 11.12.2014 der Gemeinsamen Oberen 
Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg (LuBB) die Außerbetriebnahme der Nord­
bahn zum Zwecke der Sanierung und die vorübergehende Teilinbetriebnahme der 
Südbahn unter bestimmten Bedingungen und Auflagen grundsätzlich gestattet. So 
darf die Südbahn nur in eingeschränkter Länge und mit den zeitlichen Einschrän­
kungen der zukünftig vorgesehenen Nutzung (Nachtflugbeschränkungen) genutzt 
werden. Des Weiteren wurden Auflagen zur Umsetzung des passiven Schall­
schutzes festgesetzt, mit dem Ziel, dass der Anspruchsberechtigten mehr Zeit 
eingeräumt wird, um im von der Nutzung der Südbahn betroffenen Teilvollzugs­
gebiet den baulichen Schallschutz bis zur temporären Teilinbetriebnahme umset­
zen zu können. Aus diesem Grund wurde der früheste Beginn der Sanierung 
durch die LuBB um mehr als einen Monat gegenüber dem beantragten Zeitraum 
auf den 02.05.2015 festgelegt. * 



Die Entscheidung der LuBB berücksichtigt im Rahmen der Abwägungen zum 
Erfordernis der Sanierung der Nordbahn auch die bestehenden Anwohnerinteres­
sen zum Schutz vor Lärmbelästigungen. Zwar ist festzustellen, dass die notwen­
digen Schallschutzvorrichtungen für die dauerhafte Nutzung der Südbahn im 
Rahmen des zukünftigen BER noch nicht vorliegen. Aufgrund der reinen Erset­
zungsfunktion der Südbahn für die sanierungsbedingt zeitweise außer Betrieb 
genommene Nordbahn wird die zu erwartende Lärmbelastung nicht das gegen­
wärtig im Umfeld der Nordbahn hinzunehmende Maß übersteigen. Die Zahl der 
durch den Ersatzflugbetrieb Betroffenen wird deutlich kleiner sein als beim BER-
Betrieb. Durch die Anwendung der Betriebsregelungen für den Nachtflug wird 
infolge dieser Maßnahme aktiven Lärmschutzes gegenüber der gegenwärtigen 
Situation bei Nordbahnbetrieb eine deutlich geringere Belastung zur Nachtzeit 
eintreten. Der eingeschränkte Ersatzbetrieb auf der Südbahn wird geringfügig 
mehr als ein Zehntel des prognostizierten Flugbetriebs des vollständig ausgebau­
ten BER ausmachen. Bezüglich der Erfüllung der Schutzauflagen ist aus diesen 
Gründen nicht der gleiche Maßstab anzusetzen, wie dies bei der Gesamtinbe­
triebnahme des BER der Fall wäre. 

Hinsichtlich Ihrer Darstellung verschiedener Probleme beim Vollzug des Schall­
schutzprogramms der FBB ist anzumerken, dass die Landesregierung auch wei­
terhin darauf hinwirken wird, dass die FBB GmbH die Maßnahmen zum baulichen 
Schallschutz kontinuierlich fortführt. Auftretenden Problemen ist dabei von der 
FBB ohne schuldhaftes Zögern entgegenzutreten, so dass in jedem Einzelfall eine 
schnellstmögliche Umsetzung der erforderlichen Maßnahmen sichergestellt ist. 
Der LuBB als zuständige Flughafengenehmigungs- und Planfeststellungsbehörde 
obliegt es dabei nicht, jeden Einzelfall zu regulieren. Die sich im konkreten Einzel­
fall ergebenden Fragen sind vorrangig zwischen den Anspruchsberechtigten und 
der FBB GmbH zu klären, nötigenfalls sind von den Betroffenen die zuständigen 
Gerichte einzuschalten. Wenn sich allerdings zeigt, dass die FBB die ihr obliegen­
den Aufgaben des baulichen Schallschutzes entsprechend der Planfeststellung 
nicht erfüllt und dadurch deren Zielstellung grundsätzlich verfehlt, wird die LuBB 
weiterhin im Wege der Vollzugsaufsicht tätig werden. 

Nach bestehender Rechtslage besteht keine Rechtsgrundlage, die FBB zu einer 
Zahlung einer Lärmrente zu verpflichten. Die bestandskräftigen Regelungen des 
Planfeststellungsbeschlusses zum Ausbau des Verkehrsflughafens Berlin-
Schönefeld sehen keine Lärmrente vor. Auch nach anderen gesetzlichen Grund­
lagen, wie beispielsweise dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm, ist die Zah­
lung von Lärmrenten nicht vorgesehen. Vorrangiges Ziel muss es daher sein, die 
erforderlichen Schallschutzmaßnahmen rechtzeitig bzw. zeitnah umzusetzen. 
Daran ist die FBB auch weiterhin gebunden. 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 


